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IN  KÜRZE 
Transport gefährlicher Güter 
VADUZ - «Auch durch unser Land werden 
gefährliche Güter auf der Schiene transpor­
tiert, deshalb finde ich den Beitritt zu die­
sem internationalen Protokoll besonders 
wichtig», betonte der FBP-Abgeordnete 
Peter Lampert. So wurde dann das Protokoll 
betreffend die Änderung des Übereinkom­
mens über den internationalen Eisenbahn­
verkehr auch einhellig angenommen. Bei 
dem Protokoll geht es Unter anderem um die 
Einhaltung von technischer Nonnen und 
Vorschriften im Eisenbahnverkehr. 

EWR-Richtlinien 
VADUZ - Die EWR-Richtlinie über den 
Ozongehalt der Luft wurde vom Landtag 
einhellig verabschiedet. Das.Ziel der Richt­
linie liegt in der Gewährleistung eines wirk­
samen Schutzes gegen die Auswirkungen 
von Ozon auf die menschliche Gesundheit 
sowie in der Verminderung der schädlichen 
Auswirkungen von Ozon auf die Vegetation, 
die Ökosysteme und die Umwelt insgesamt. 
Zur Zielerreichung werden in der Richtlinie 
Zielwerte, langfristige Ziele, eine Alarm­
schwelle sowie eine Informationsschwelle 
für Ozonkonzentrationen in der Luft festge­
legt. 
. Des Weiteren wurde der EWR-Richtlinie 

über das Folgerecht des Urhebers des Ori­
ginals eines Kunstwerkes zugestimmt. 

Neues Besoldungsgesetz 
VADUZ - In erster Lesung wurde gestern 
imLandtag der Regierungsantrag zur Abän­
derung des Beoldungsgesetzes behandelt. 
Die letzte umfassende-Revision in diesem 
Bereich wurde im Jahr 1991 getätigt. 
Obwohl sich die «9ler-Besoldung» bewährt 
hat, erweist sich das 12 Jahre alte System als 
zu wenig" flexibel und zu wenig leistungs­
orientiert. Der FBP-Abgeordnete Adrain 
Hasler begrüsste gestern das Vorhaben der 
Regierung, sparte aber dennoch nicht mit 
Verbesserungsvorschlägen, die bis zur zwei­
ten Lesung in Betracht gezogen werden sol­
len. So sprach sich Hasler unter anderem 
gegen den Teuerungsausgleich aus, da die­
ser «nicht mehr zeitgemäss» sei. 

Vertrag mit der Supermacht 
Rechtshilfevertrag mit  den USA nach langer Debatte im Landtag angenommen 

Mit scharfen Attacken bedach­
te gestern die Opposition den 
im vergangenen Jahr mit den 
USA ausverhandelten Rechtshil­
fevertrag. Regierungschef Ot­
mar Hasler und Aussenminister 
Walch verteidigten das Ver­
tragswerk und erinnerten vor 
allem an die geänderten Rah­
menbedingungen. Schliesslich 
wurde der Antrag der Regie­
rung mit 14 Ja-Stimmen ange­
nommen. 

»Woltgang Zechrter 

Rechtshilfe in Fiskalsachen galt 
in Liechtenstein lange "Zeit als 
Tabuthcma. Doch die weltweiten 
Rahmenbedingungen im zwi­
schenstaatlichen Miteinander und 
in der Frage der Transparenz von 
Finanzplätzen haben sich spätes­
tens seit dem I I .  September 2001 
grundlegend verändert. Die USA 
haben derzeit mit 47 Staaten 
Rechtshilfevertrüge ausverhandelt. 
Jener Vertrag, der mit Liechten­
stein nach zähen Verhandlungen im 
Sommer vergangenen Jahres aus­
gehandelt worden war. wurde im 
November 2002 vom US-Senat 
ratifiziert. 

Was genau wil l dieser Vertrag'.' 
Warum stösst er hei manchen Pro-
ponenten der VU auf derart erbit­
terten Widerstand? Der Vertrag 
sieht die Leistung umfassender 
Rechtshilfe zwischen Liechtenstein 
und den USA vor, wobei den 
Besonderheiten der beiden Rechts­
systeme Rechnung getragen wird. 
Vrin besonderer Bedeutung ist für 
Liechtenstein die konkrete Ausge­
staltung der Rechtshilfe in Fiskal­
sachen. Gegenstand dieses Abkom­
mens ist dabei ausschliesslich der 
Steuerbetrug, wie er in Anlehnung 
an den Steucrbetrugstatbestand im 
liechtensteinischen Steuergesetz 
definiert wird. Im Vorfeld der 

Verteidigte gestern im Landtag den Rechtshilfevertrag mit den USA: Aus­
senminister Ernst Walch. 

gestrigen Landtagssitzung hatten 
sich gegenüber dem Volksblatt 
sowohl der Liechtensteinische 
Anlagefondsverband, der Banken­
verband und die Treuhänderverei­
nigung vorsichtig positiv zum 
Rechtshilfe vertrag geäussert. 

«Es ist ein Danimbmch, dessen 
Folgen heute noch gar nicht abzu­
sehen sind«, wetterte prompt der 
VU-Abgeordnete Ivo Klein. 
«Absolut unakzeptabel» sei, so 
Klein, das Verhandlungsergebnis. 
Vor allem die im Vertrag beinhal­
tenden rückwirkenden Bestimmun­
gen licssen den VU-Mandatar ein 
düsteres Bild der Zukunft des 
liechtensteinischen  Finanzplatz.es 
zeichnen: «Ich bin davon über­
zeugt, dass unsere internationale 
Kundschaft diesen Vertrauens­
bruch nicht akzeptieren wird,» In 
ein ähnliches Horn stiess dann 
auch der Landtagsvizepräsident 
Peter Wolff. Der Vertrag bestehe 
aus «schlecht verhandelten» .Inhal­
ten, klagte er in seiner 45-minüti-

gen Brandrede. Mit zweideutigen 
und unklaren Formulierungen habe 
man laut Wolf versucht, sich ein 
Hintertürchen in jede Richtung 
offen zu halten. Zudem stiess sich 
Wolf an der rückwirkenden Gültig­
keit des Abkommens: «Das ist 
nämlich katastrophal für das Ver­
trauen in den liechtensteinischen 
Rechtsstaat, der bisher einer unse­
rer grössten Assets im Vergleich zu 
anderen Offshore-Plätzcn war. 

«Keine Lehren aus 
Vergangenheit gezogen» 

«Wenn man den Rednern so 
zuhört, kann man sagen, dass die 
Opposition keine Lehren aus der 
Vergangenheit gezogen haben», 
konterte der FBP-Abgeordnete 
Alois Beck und erinnerte die V U  
daran, dass man den Rechtshilfe­
vertrag in einem grösseren Zusam­
menhang - Stichwort Druck auf 
den Finanzplatz von vielen Seiten 
- sehen müsse. Regierungschef 
Otmar Hasler bezeichnete das Ver­

handlungsergebnis als «ausge­
zeichnet» und bat darum, das 
Ergebnis realistisch zu sehen: «Um 
den Kern des Bankgeheimnisses zu 
wahren, war es wichtig, Konzessio­
nen einzugehen. Ein solcher Ver­
trag kann nie und nimmer einseitig 
vom kleineren Verhandlungspart­
nern durchgesetzt werden», so Has­
ler. Auch sei die durch den Vertrag 
entstanden Stärkung der Beziehun­
gen fu  den USA nicht unwesent­
lich. betonte der Regierungschef. 

Aussenminister Ernst Walch 
ging dann argumentativ auf die 
Kritik der Opposition ein. Vor 
allem den Vorwurf, der Vertrag sei 
ein Dammbruch und andere Länder 
könnten jetzt ähnliche Forderungen 
an Liechtenstein richten, wiess er 
zurück. Das Gegenteil sei, so 
Walch, richtig, da man nun weiter­
gehende Forderungen anderer 
Staaten mit dem Argument zurück­
weisen könne, dass man der USA 
solch weitgehende Zugeständnisse 
auch nicht gemacht habe. Auch 
erinnerte Walch die Opposition 
daran, welch ungeahnte Folgen 
eine liechtensteinische, Verweige-

. rung in Sachen Rechtshilfe im  
Bezug nach sich hätte ziehen kön­
nen. Der «US Patriot Act» ermäch­
tigt das US-Finanzministerium ja  
dazu, nicht kooperative Länder mit 
harten Konsequenzen zu strafen. 
Walch nannte als Beispiel die Tat­
sache, das von Seiten der USA 
schriftlich mitgeteilt wurde, dass 
der Ql-Status für liechtensteinische 
Banken nicht mehr erteilt wird, 
falls der Rechtshilfevertrag nicht 
zustande kommt. 

Bei der Abstimmung stimmte die 
VU dann geschlossen gegen den 
Vertrag mit den USA. Dennoch 
bekam der Antrag der Regierung 
14 Ja-Stimmen, da auch Paul Vogt 
von der Freien Liste für den Ver­
trag stimmte. 

AN/UCÜ. 
'Kjig1  y ^  »»'s v KW- y -

* - n- * 
v 

'a» 

f | $ M  i ' 

m 

richtig aß 
<i < ,""ä; 

r AA. t *  V1 * ^ 
. . * ;  r * • #* * <  4 n ,  

t .U, * A-v H XftiJ 
* ' & * *3» 

V i /  t <* «  M v 

# i  fcijifi 

m m §  

m ' - .  

OT&V-:; 

Amtlicher Stimmzettel 

Volksabstimmung 
v om  Fre i tag^J^  und  

über ywei  Initiativbege  T j T ^ i h r  

Frage 

Antwort 

(hitte ankreuzen^ 

Falls Ihr mehr  als   e ,n ® " j  
Vorschlag   z u s t , mm  ' ä _e  
chem dieser Vorschlage 

gebt Ihr den Vorzug? 
(^ih« ankreuzen) 
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" .  n o n Fürst Hans 
Wol l t  Ihr den ̂n J ^   t e in  und S.D. Erb-
Adam H. von   U 7 ™ ®n

t _n s te i n  zur Aban-

Wollt Ihr den der I 0 ^ _ 


